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Academica. 
VI. 


Nach der alten Rigoroſenordnung war es ein feſtſtehender Satz, 
daß ein bei derſelben ſtrengen Prüfung zwei Mal reprobirter Candidat 
von der Erwerbung des betreffenden Doctorgrads an jeder öſterreichiſchen 
Univerſität und von der Noſtrification des an einer ausländiſchen er⸗ 
langten unbedingt ausgeſchloſſen ſei. Durch die Schaffung der neuen 
Rigeroſenordnung iſt nun die Frage entſtanden, ob eine ſolche Aus⸗ 
ſchließung auch den neuen Weg einzuſchlagen verhindere, ob es einem unter 
der Herrſchaft der alten Rigoroſenordnung zwei Mal reprobirten Candi⸗ 
daten auch verwehrt ſei, auf Grund der neuen die Ablegung der 
Doctoratacte von vorne zu beginnen. 

Wir glauben dies entſchieden verueinen zu müffen. 

Durch die Einführung der neuen Prüfungsordnung iſt das 
Doctorat ein weſentlich anderes Inſtitut geworden, verſchieden in feinen 
Vorausſetzungen, in feinem Inhalte und ſeinen Wirkungen. Es gibt 
z. B. keinen Unterſchied mehr zwiſchen einem Doctor juris utriusque 
und juris eivilis, ſondern es beſteht nur ein einheitliches Doctorat 
der Rechte, die Rigoroſenordnung für die mediciniſche Facultät kennt 
nicht Doctoren der Mediein und Doctoren der Chirurgie, Magiſter 
der Augenheilkunde und Geburtshilfe, ſondern nur Doctoren der ge⸗ 
ſammten Heilkunde; der Umfang der Rechte, welcher an das letztere 
Doctorat geknüpft iſt, iſt ein weit größerer als der früher mit dem 
mediciniſchen oder chirurgiſchen oder auch mit beiden zufammen ver⸗ 
bundene. Daß die Bedingungen der Erlangung der akademiſchen Grade 
weſentlich geändert ſind, bedarf keines längeren Nachweiſes. Die Zahl 

der Rigoroſen iſt vermindert worden, die Disputationen ſind beſeitigt, 
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ſchriftliche Arbeiten werden für das juridiſche Doctorat nicht mehr ge⸗ 
fordert, hingegen ſind ſie für das philoſophiſche neu eingeführt. Ganz 
abgeſehen von den unweſentlicheren Aenderungen, wie die Oeffentlichkeit 
der Prüfungen u. ſ. w, iſt die Bedeutung der Rigoroſen durch die 
Auslaſſung und Einfügung von Prüfungsgegenſtänden, die geänderte 
Zuſammenſetzung der Commiſſtonen und den geänderten Abſtimmungs⸗ 
modus eine weſentlich verſchiedene geworden. 

Durch dieſen Wechſel in den Vorausſetzungen allein iſt der ver⸗ 
ſchiedene Charakter des neuen Doctorates gegeben; indem es ſich auf 
anderen Grundlagen aufbaut, iſt das Inſtitut ſelbſt ein anderes ge⸗ 
werden. Untrennbar hängt es mit den neu geordneten Prüfungsacten 
zuſammen, kein Theil der ſchon zurückgelegten Prüfungsſtadien alter 
Ordnung kann in den neu gegliederten Gang eingerechnet werden, 
wenn er ſich noch ſo gut einfügen ließe, und wie ſomit eine vor der 
Wirkſamkeit der neuen Rigoroſenordnung erlangte Approbation ohne 
allen Belang iſt für das neu zu erwerbende Doctorat, ſo kann auch 
eine frühere Reprobation dem Gewinn desſelben nicht im Wege ſtehen. 

Der Ausſchluß von der Fortſetzung der Doctoratsacte in Folge 
zweimaliger Reprobation mochte eine doppelte Bedeutung haben, ent⸗ 
weder die, daß die Unfähigkeit des Candidaten unwiderleglich nachge⸗ 
wieſen ſei, oder den Charakter einer Strafbeſtimmung, daß der Candi⸗ 
dat ſich der Verleihung des akademiſchen Grades unwürdig gemacht 
habe; höchſtens liegt noch die Nebenabſicht zu Grunde, die Häufung 
der Rigorofen zu verhindern und zum Fleiße bei der erſten Prüfung 
anzuſpornen. Die Eigenſchaft als Strafbeſtimmung dürfte aber die 
vorwaltende geweſen fein, da man die Schärfe der zweiten Reprobation 
bei den Rigoroſen beibehalten, nachdem man fie bei den Staals⸗ 
prüfungen längſt fallen gelaſſen. 

Der erfte Geſichtspunkt iſt für unſere Frage unanwendbar, da 
ja die Unfähigkeit möglicher Weiſe eben nur mit Rückſicht auf beſtimmte 
Prüfungsgegenſtände und Formen nachgewieſen iſt. Ganz abgeſehen 
davon, daß die verſchiedene Bildung der Commiſſtonen, die geaͤnderte 
Prüfungs⸗ und Abſtimmungsart einen günſtigen Erfolg des Examens 
als möglich erſcheinen läßt, wo früher wiederholt ein ungünſtiger ſtatt⸗ 
gefunden, läge doch der entſchiedenſte Widerſinn in der ſich von ſelbſt 
ergebenden Conſequenz, eine Reprobation als rückſichtlich der neuen 
Rigoroſenordnung wirkſam zu erklären, welche wegen der Vernach⸗ 
läſſigung von Gegenſtänden (3. B. Rechtsphiloſophie, Statiſtik) oder 
des ungünſtigen Ausfalls von Prüfungsacten (3. B. ſchriftliche Arbeiten, 
Disputation) erfolgt wäre, die von der neuer Rigoroſenorduung durch 
die Beſeitigung als unweſentlich bezeichnet worden ſind. Aus dem 
Charakter einer Strafbeſtimmung aber könnte die weittragende Wirkung 
des Ausſchluſſes von dem Doctorate der neuen Rigorofenordnung, mag 
man nun dasſelbe für ein neues Inſtitut halten oder nicht, ſchon 
deßwegen nicht abgeleitet werden, weil die neue Verordnung dieſe 
Strafbeſtimmung gar nicht kennt. Nunmehr iſt eine dreimalige Repro⸗ 
bation möglich, dann erſt tritt die Unfähigkeit zur Erwerbung des 
Doctorates ein. So wie die Strafgeſetznovelle von 1867 allen jenen, 
welche die Fähigkeit der Promotion in Folge ‚einer früheren Verur⸗ 
theilung verloren hatten, dieſelbe unter den gleichen Bedingungen wie 


den auf Grund der Novelle Verurtheilten wiedergab, ebenſo muß die 
neue Rigoroſenordnung hier rückwirkende Kraft befigen. 

Der polizeiliche und disciplinäre Beweggrund der erörterten 
Beſtimmung, welchen wir zum Schluſſe auch als möglich angedeutet 
haben, iſt bei der verschwindenden Zahl der Betroffenen vollſtändig 
unwichtig. Dr. Karl Hugelmaun. 


Berichtigung zu den Aufſützen über Academica. 

Es ſoll richtig lauten in Nr. 48, Seite 190, Sp. 1, Z. 12 „jenen“, nicht 
„ihnen“ und Seite 190, Sp. 2, 3.23 „Prodecaus“ nicht „Prorectors“. Ferner in 
Nr. 50, Seite 198, Sp. 2, Z. 24 „ob“, nicht „da“. Im letzteren Falle ſoll es nämlich 
heißen: „Es frägt ſich nur, ob dieſer derogatoriſche Wille vorhanden, ob u. ſ. w.“, 
nicht „Es frägt ſich nur, da dieſer derogatoriſche Wille vorhanden, ob u. ſ. w.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Bezirksausſchuß iſt unter allen Umſtänden berechtiget vom 

Gemeindevorſteher die Vorlage der Sitzungsprotokolle der Gemeinde 

fo wie aufklärende Berichterſtattung über beim Bezirksauefchuſſe 
eingebrachte Beſchwerden zu verlangen. 

In der Sitzung des Gemeindeausſchuſſes von H. am 22. Aus 
guſt 1871 wurde die Wahl eines neuen Gemeindeſecretärs vorge⸗ 
nommen. Unter den eilf Competenten um die Secretärsſtelle befanden 
ſich auch die mit Gemeindeausſchußmitgliedern verſchwägerten Per⸗ 
ſönlichkeiten Franz M und Rudolf P. Die Gemeindevertretung faßte 
zunächſt den Beſchluß, daß auch die Verwandten und Verſchwägerten 
der Comvetenten an der Wahl ſich betheiligen können, nachdem kein 
Ternavorſchlag gemacht worden ſei. Demgemäß betheiligten ſich auch 
die vorerwähnten, mit M. und P. im Schwägerſchaftsverhältniſſe 
ſtehenden Ausſchußglieder an der Wahl, bei welcher M. mit eilf 
gegen zehn Stimmen, welche P. erhielt, zum Secretär gewählt wurde. 

Gegen dieſe Wahl brachte Wenzl K einen Proteſt bei der 
Bezirksvertretung ein, in welchem geltend gemacht wurde, daß der 
Beſchluß wegen Zulaffung der Verſchwägerten zur Wahl gegen die 
Gemeindeordnung verſtoße, die Wahl des Gemeindeſecretärs alſo 
geſetzwidrig vorgenommen und daher zu caſſiren ſei. 

Anläßlich dieſer Beſchwerde ſtellte der Bezirksausſchuß an den 
Gemeindevorſteher das Erſuchen, den betreffenden Wahlact binnen drei 
Tagen vorzulegen. Der Gemeindevorſteher verlangte dawider vom Be⸗ 
zirksausſchuß vorerſt die Mittheilung der eingebrachten Beſchwerde, um 
beurtheilen zu können, ob die Angelegenheit in die Competenz des 
Bezirksausſchuffes falle. Der Bezirksausſchuß theilte hierauf dem Ge⸗ 
meindevorſteher die Beſchwerde mit, indem er bemerkte, daß er lin 
Bezug auf die Competenz) ſelbſt entſcheiden werde, wie die Beſchwerde 
zu behandeln ſei. Der Gemeindevorſteher verweigerte jedoch die Vor⸗ 
lage des Ausſchußſitzungsprotokolles, behauptend, daß hier die politi⸗ 
ſchen Behörden und nicht der Bezirksausſchuß zu entſcheiden haben. 
Der Bezirksausſchuß ſtellte dem Gemeindevorſteher nochmals vor, daß 
er berechtigt, ja verpflichtet ſei, in das betreffende Ausſchußſitzungs⸗ 
protokoll Einſicht zu nehmen, um beurtheilen zu können, ob er ſelbſt 
gemäß § 99 der Gemeindeordnung) oder aber die Bezirksbehörde 
gemäß § 102 hier zur Entſcheidung competent ſei. Der Gemeinde⸗ 
vorſteher verblieb aber bei ſeiner Weigerung und verlangte, der Be⸗ 
zirksausſchuß ſolle die eingebrachte Beſchwerde der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft zur Entſcheidung darüber, ob bei der Wahl des Gemeinde⸗ 
ſecretärs nach dem Geſetze vorgegangen ſei, leiten. 

Nun erneuerte der Bezirksausſchuß die Aufforderung an den 
Gemeindevorſteher, das Ausſchußſitzungsprotokoll vom 22. Auguſt 
1871 vorzulegen und in der Angelegenheit Bericht zu erſtatten. 
Dem Gemeindevorſteher wurde freigeſtellt, gegen dieſen Auftrag 
binnen 14 Tagen den Recurs an den Landes ausſchuß einzu⸗ 
bringen; zugleich wurde aber dem Gemeindevorſteher für den Fall 
der Nichtbefolgung des Auftrages ein Einſchreiten im Grunde des 
$ 100 der Gemeindeordnung angedroht⸗ 

Der Gemeindevorſteher ſtellte nun bei der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft die Bitte, dieſelbe möge im Grunde der §§ 78 und 79 des 
Bezirksvertretungsgeſetzes“) die Aufforderungen des Bezirksausſchuſſes 
von H wegen Vorlage des Protokolles über die Wahl des Gemeinde⸗ 
ſecretärs, durch welche der Bezirksausſchuß feinen Wirkungskreis über⸗ 
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ſchritten habe, ſiſtiren und die weitere Entſcheidung darüber, ob der 
Bezirksausſchuß zur Schlußfaſſung über die Beſchwerde des K. com⸗ 
petent ſei und zu dem Ende das Ausſchußſitzungsprotokoll unter An⸗ 
drohung der Folgen des $ 100 der Gemeindeordnung abverlangen 
könne, von der Gtatthalterei einholen. Zur Begründung dieſes Be⸗ 
gehrens führte der Gemeindevorſteher an, daß K. in ſeiner Beſchwerde 
ausdrücklich behauptet habe, der Gemeindebeſchluß vom 22. Auguſt 
1871 ſei geſetzwidrig und daher zu annulliren; daß, ob nun ein 
Gemeindebeſchluß geſetzwidrig ſei oder nicht, gemäß Artikel XVI des 
Geſetzes vom 5. März 1862 und gemäß der §§ 102 und 103 der 
Gemeindeordnung nur die politiſche Behörde, nicht aber auch der Be- 
zirksausſchuß, daß insbeſondere auch nach Analogie des § 32 der 
Gemeindewahlordnung über die Giltigkeit von Wahlen die politiſche 
Behörde zu entſcheiden habe, daß der Bezirksausſchuß kein Vorgeſetzter 
des Gemeindeausſchuſſes ſei und daher in Angelegenheiten, worin er 
zur Entſcheidung incompetent fei, Protokolle nicht abverlangen und 
deren Nichtvorlage auch nicht mit Strafen bedrohen könne. 

Die Statthalterei hat im Einvernehmen mit dem Landesaus⸗ 
ſchuſſe erklart, daß ſie ſich nicht beſtimmt finde, den Beſchlüſſen des Be⸗ 
zirksausſchuſſes von H., mit welchen der Gemeindevorſteher daſelbſt 
bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe nach $ 100 G. O. zur Vor⸗ 
lage des Protokolles über die Wahl des Gemeindefecretärd und zur 
Erſtattung eines aufklärenden Berichtes aufgefordert wurde, vom Stand⸗ 
punkte des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes entgegenzutreten, weil die von 
Wenzl K. gegen dieſe Wahl erhobene und bei dem Bezirksaueſchuſſe 
eingebrachte Beſchwerde lediglich gegen die formelle Giltigkeit des zu 
Stande gekommenen Gemeindebeſchluſſes gerichtet iſt, worüber nach 
§ 99 der Gemeindeordnung der Bezirksausſchuß zu entſcheiden habe. 
Auch ſei der Bezirksausſchuß demgemäß in Hinblick auf die Be⸗ 
ſtimmungen der $$ 39 und 100 der Gemeindeordnung berechtigt, 
von dem Gemeindevorſteher zum Zwecke der näheren Information die 
Vorlage des Wahlprotokolles und die Erſtattung eines aufklärenden 
Berichtes zu verlangen und für den Fall der Nichtbefolgung dieſes 
Auftrages eine Ordnungsſtrafe anzudrohen 

Dem dagegen eingebrachten Recurſe des Gemeindevorſtehers von 
H. hat das Miniſterium ddo. 30. November 1872, 3. 16.801, im 
Hinblick auf die Motive der angefochtenen Entſcheidunz keine Folge 
gegeben. Das Miniſterium ging dabei von der Anſicht aus, daß, wenn 
ſelbſt die Competenz des Bezirksausſchuſſes zur Entſcheidung über das 
Meritum der Angelegenheit in Zweifel gezogen werden ſollte, dennoch 
der Bezirksausſchuß berechtigt war, vom Gemeindevorſteher einen Be⸗ 
richt und die Vorlage des Protokolles abzuverlangen, um beurtheilen 
und ausſprechen zu können, ob er zur Entſcheidung über die bei ihm 
eingebrachte Beſchwerde competent ſei oder nicht. Km. 


Der Gemeindevorſteher kann auf Grund der für den übertragenen 

Wirkungskreis beſtehenden Verpflichtungen von der politiſchen Be⸗ 

hörde nicht verhalten werden, in einem politiſchen Strafproceſſe 
Zeugen einzuvernehmen. 

In der Gemeinde H. beſteht eine Getränke⸗Umlage (Bierkreuzer), 
deren Einhebung an Emanuel Ch. verpachtet iſt. Ueber Beſchwerde 
dieſes Pächters, daß der Schänker Franz V. von fünf Halbfäſſern die 
Gemeindeumlage nicht entrichtet habe, wurde von einem Gemeinde- 
rathe bei dem genannten Schänker eine Hausdurchſuchung vorgenommen 
und hiebei bei fünf Halbfäſſern Bier conſtatirt, daß dieſelben mit 
Bolleten verſehen ſind, die für andere Faßnummern lauten, woraus 
gefolgert wurde, daß die Bolleten von anderen, der Umlage unter⸗ 
zogenen Gefäßen abgelöst und auf die vorgefundenen Gefäße, für 
welche die Umlage nicht entrichtet worden war, aufgeklebt worden 
ſind. Dieſen Erhebungsact legte der Gemeindevorſteher der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in D. zur competenten Strafamtshandlung gemäß der 
kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 und der Miniſterialverordnung 
vom 3. April 1855 und 30. September 1857 vor. 

Die Bezirkshauptmannſchaft forderte hierauf den Bürgermeiſter 
von H. auf, den Beſchuldigten und mehrere von ihm bezeichnete 
Zengen einzuvernehmen. 

Der Gemeindevorſteher lehnte es ab, dieſer Aufforderung zu 
entſprechen, weil es ſich nicht um eine unter den § 62 der Gemeinde⸗ 
ordnung fallende, ſondern um eine ſolche Uebertretung handelt, bezüg⸗ 
lich welcher gemäß § 1 der Miniſterialverordnung vom 3 April 1855 
die Unterſuchung und Beſtrafung den politiſchen Behörden zuſtehe. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erneuerte hierauf die frühere Auf⸗ 


forderung unter Berufung auf den § 61 der Gemeindeordnung und 
mit dem Bemerken, daß dem Gemeindevorſteher nicht die Durchſüͤh⸗ 


rung der Strafamtshandlung, ſondern lediglich die Einvernehmung des 
Beſchuldigten und der Zeugen aufgetragen worden fei. 

Dagegen brachte nun der Gemeindevorſteher den Recurs an die 
Statthalterei ein, bei deſſen Vorlage die Bezirkshauptmannſchaft be⸗ 
merkte, daß ſie darauf beharren müſſe, den Gemeinden, welche organi⸗ 
ſirte Aemter unterhalten, die Einvernehmung von Zeugen im Delegations⸗ 
wege zu übertragen, um es einerſeits den Zeugen zu erleichtern, ander⸗ 
ſeits aber die Amtsthätigkeit nicht unnöthiger Weiſe zu zerſplittern. 
Die bloße Zeugeneinvernehmung ſchließe auch noch keine Unterſuchung 
in ſich. 

fh. Statthalterei hat dem Recurſe des Gemeindevorſtehers 
keine Folge gegeben; in dieſer Entſcheidung wurde angeführt: „Der 
vorliegende Straffall gehöre zur Competenz der politiſchen Behörden. 
Die Verpflichtung des Gemeindevorſtehers zur Vornahme der ihm 
aufgetragenen Einvernehmung des Inculpaten und der Zeugen könne nur 
aus dem übertragenen Wirkungskreiſe abgeleitet werden Die Anwen⸗ 
dung des § 10 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 18,4, wonach 
die Gemeindevorſteher den an ſie ergehenden Aufträgen der politiſchen 
Behörden genau nachzukommen haben, beſtehe noch in Kraft und 
ſei insbeſonders durch die Circularverordnung des Miniſters des 
Innern vom 10. März 1869, 3. 3614, in keiner Weiſe alterirt. 
Auch nach § 61 der Gemeindeordnung ſei der Gemeindevorſteher zur 
Vornahme der requirirten Einvernehmung verpflichtet.“ 

Im Miniſterialrecurſe machte der Gemeindevorſteher in H. 
geltend, daß die politiſchen Behörden den Gemeindevorſtehern nur 
nach Maßgabe der beſtehenden Vorſchriften und Geſetze Aufträge 
geben können und daß daher die Gemeinde, da die Miniſterialverord⸗ 
nungen vom 3. April 1855 und 30. September 1857 bisher in 
Wirkſamkeit ſtehen, nicht verpflichtet ſei, in der in Frage ſtehenden 
Strafſache die „Unterſuchung“ zu pflegen. 

Das Miniſterium des Innern hat nun unterm 18. November 
1872, 3. 15.166, folgendermaßen entſchieden: 

„Gemäß § 29 der böhmiſchen Gemeindeordnung wird der 
übertragene Wirkungskreis der Gemeinde, d. i die Verpflichtung der⸗ 
ſelben zur Mitwirkung für die Zwecke der öffentlichen Verwaltung 
durch die allgemeinen Geſetze und innerhalb derſelben durch die Lan⸗ 
desgeſetze beſtimmt. Es beſteht nun keine geſetzliche Beſtimmung, welche 
der Gemeinde die Verpflichtung auferlegen würde, den Beſchuldigten 
oder Zeugen in einer zur Entſcheidung der politiſchen Behörden ge⸗ 
hörigen Strafſache über Aufforderung dieſer Behörden einzuvernehmen. 
Der 8 61, Alinea 1 der bezogenen Gemeindeordnung handelt nur von 
der Art der Ausführung von — der Gemeinde im übertragenen 
Wirkungskreiſe obliegenden Geſchäften und der § 10 der kaiſ. Ver⸗ 
ordnung vom 20. April 1854, Nr. 96 R. G. Bl., iſt durch die 
Beſtimmungen der Gemeindeordnung vom 16. April 1864 derogirt. 
Zudem erſcheint in dem rorliegenden Falle die Gemeinde, wenngleich 
das Gemeindegefäll verpachtet iſt, als Partei und folglich die Ein⸗ 
wendung der Befangenheit des Gemeindevorſtehers nicht unbegründet. 

Im Grunde dieſer Erwägungen iſt das Miniſterium des Innern 
nicht in der Lage, die angefochtene Entſcheidung der Statthalterei 
aufrecht zu erhalten.“ H. 
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Verordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 22. November 1872, 3. 17.951, 

betreffend die Verpflichtung der Gemeinden, in deren Rayon eine Eiſenbahn⸗ 

ſtation liegt, zur Verpflegsübernahme der auf der Fahrt an der Cholera bedenk⸗ 
lich Erkrankten. 


Alle Gemeinden, in denen ſich Eiſenbahnſtationen befinden, ſind zu ver⸗ 
pflichten, Reiſende, welche während der Fahrt an der Cholera ſo bedenklich erkranken 
ſollten, daß deren Ausſchluß von der Weiterreiſe geboten erſcheint, zur weiteren 
Pflege zu übernehmen. 

Hienach wollen Euere . .. das weiters Geeignete verfügen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 23. November 1872, Z. 16.529, betref⸗ 
fend telegraphiſche Erhebungen bei Zweifeln rückſichtlich der Geſundheitspäſſe 
für Viehtransporte. 


ingenieur und den Bauadjuncten Franz Kraus zum Ingenieur für den Staatsbau⸗ 
dienſt in Mähren ernannt. 

Der Miniſter des kaiſ. Hauſes und des Aeußern hat die abſolvirten Stiftlinge 
der k. und k. orientaliſchen Akademie Stephan v. Burian und Stanislaus v. 
Wiſocki zu Sonfularefeven ernannt. 

Der Miniſter des kaiſ. Hauſes und des Aenßern hat den überzähligen Official 
im gemeinſamen Miniſterium des Aeußern Eruſt Pitner zum Kanzleiſecretär bei 
der k. und k. Geſandtſchaſt in Petersburg ernannt. 

Der Reichsfinanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Rechnungs⸗ 
rathes bekleideten Rechnungsofficial im Rechnungsdepartement des Reichs⸗Finanz⸗ 
miniſteriums Johann Lindner zum Rechnungsrathe daſelbſt ernannt. 


Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles erſuche ich im Vernehmen mit dem 
k. k. Handelsminiſterium Euere .... die Viehbeſchau⸗Commiſſionen des unter- 
ſtehenden Verwaltungsgebietes anzuweiſen, daß ſie in jenen Fällen, in welchen ſich 
rückſichtlich des Geſundheitspaſſes eines Viehtransportes Zweifel ergeben und die 
Aufklärung des Zweiſels dringend iſt, mit der betreffenden Landesbehörde, bezie⸗ 
hungsweiſe mit der betreffenden Bezirkshauptmannſchaft behufs der nöthigen Auf⸗ 
klärung telegraphiſch zu correſpondiren haben. 


Erledigungen. 


Caſſiersſtelle bei der k. k. Bergdirection u. Hauptwerksverwaltung in Pribram 
mit 1300 fl. Gehalt und 130 fl. Quartiergeld, gegen Caution, bis Mitte Jänner 
1873. (Amtsbl. Nr. 287.) 

Amtsaſſiſtentenſtelle bei den Zollämtern in Ober⸗Oeſterreich mit 500 fl. 
Gehalt, bis 7. Jänner 1873. (Amtsbl. Nr. 288.) 

Bau⸗Elevenſſellen, mehrere, beim Wiener Stadtbauamte mit je 700 fl. und 
150 fl. Quartiergeld. (Amtsbl. Nr. 288.) 

N Münzgraveurſtelle zweite, in Kremnitz mit 1000 fl. Gehalt, Naturalwohnung 
oder 15perc. Quartiergelde, 20 Klafter Brennholz und Quinquennalzulage, bis 
15. Jänner 1873. Amtsbl. Nr. 289.) b 

Proviſoriſche Conceptsadjunctenſtelle in Ober⸗Oeſterrei b bei den politiſchen 
Verwaltungsbehörden mit 400 fl. jährlich, bis 6. Jänner 1873. (Amtsbl. Nr. 289.) 

Amtsaſſiſtentenſtelle bei den Zollämtern in Ober⸗Oeſterreich mit 500 fl. Ge⸗ 
halt, bis 12. Jänner 1873. (Amtsblatt Nr. 290.) 

Bergweſens⸗Elevenſtelle mit 500 fl., reſp. 600 fl. Adjutum, bis 20. Jänner 
1873. (Amtsblatt Nr. 291.) 

Mehrere Bauelevenſtellen beim Wiener Stadtbauamte mit je 700 fl. Gehalt 
und 150 fl. Quartiergeld ſammt Zulage zu dem letzteren. (Amtsblatt Nr. 292.) 

Aſſiſtentenſtelle bei der k. k. Bergakademie zu Leoben bei der Lehrkanzel der 
Bergbau, Markſcheide⸗ und Aufbereitungskunde mit dem Jahresgehalte von 700 fl., 
Vorrückungsrecht und Quartiergeld von 10 pCt. des Gehaltes, bis Ende December 
(Amts datt Nr. 276.) 

Proviſ. Oberingenieursſtelle mit 1300 fl. Gehalt für den Staatsbau⸗ 
dienſt in Galizien, bis 10. Jänner 1873. (Amteblatt Nr. 295) 

Oberingenieursftelle im techniſchen Departement der k. k. Statthalterei in 
Böhmen zweiter Claſſe mit 1300 fl. Gehalt eventuell eine Ingenieursſtelle mit 
1100 fl. oder 1000 fl., dann eine Bauadjunctenſtelle mit 800 fl. eventuell 700 fl. 
Gehalt; außerdem zwei provijorifche Bauabjunetenitellen mit Jahresgehalt von 
je 700 fl. und zwei Bauprakticantenſtellen mit je 400 fl. Adjutum, bis 15. December. 
(Amtsblatt Nr. 277.) 

i Rechnungsofficialsſtelle erſter Claſſe bei der nied. öſterr. Finanz Landesdirec⸗ 
tion mit 1000 fl. oder 900 fl. Gehalt, eventuell zweiter und dritter Claſſe mit 800 fl 
oder 700 fl. und 600 fl. oder 500 fl. dann im Falle der Verwendung in Wien mit 
250 fl., 200 oder 150 fl. Quartiergeld, bis Ende December. (Amtsblatt Nr. 277.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. und k. Botſchaftsrathe in Paris Grafen Ladis⸗ 
laus Hoyos den Titel und Rang eines außerordentlichen Geſandten und bevollmäch⸗ 
tigten Miniſters tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Honorar⸗Legationsräthe Alois Freiherr v. Seiller 
und Rophael Freiherr v. Hübner zu Legationsräthen zweiter Kategorie ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Diplomatagenten und Generalconſul in 
Belgrad Benjamin Källay v. Nagy⸗Källo das Ritterkreuz des königl. ungarifchen 
Stephanordens tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hofzahlmeiſter Friedrich Ritter v. Mayr zum 
k. k. wirklichen Regierungsrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bergdirections⸗ und Hauptwerkscaſſier in Pribram 
Joſeph Späth bei deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
verliehen. 

0 Seine Majeſtät haben dem penſionirten Finanzwach⸗Oberaufſeher zu Braunau 
Jakob Lanz das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter Johann Porkert in Joachimsthal 
die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Jugenieur der böhmiſchen Weſtbahn in Beraun 
Wilhelm Müller und dem Telegraphenamteaſſiſtenten Alois Fanta in Prag u. zw. 
Erftrem das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone, Letzterem das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vorſtande des Poſtfach⸗Rechnungsdepartements 
im Handelsminiſterinm, Oberpoſtrathe Paul Sielipp anläßlich deſſen Penſionirung 

die a. h. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Hofſeeretär des oberſten Rechnungsbofes Franz Hanke zum Vorſtande 
des Poſtfach⸗Rechnungsdepartements im Handelsminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe zweiter Claſſe und Sanitäts⸗ 
referenten der böhmiſchen Statthalterei Dr. Franz Ritter v. Skoda anläßlich deſſen 
Penſionirung den Titel eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeftät haben die bei dem oberſten Rechnungshofe erledigten zwei 
Hofſecretäreftellen den Rechnungsräthen Johann Watzek und Robert Gra mann 
verliehen. 

5 Seine Majeſtät haben dem Wundarzte in Schönau Franz Biberhofer das. 
goldene Verdienstkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector der Generalinſpection der öſterr. 
Eiſenbahnen Guſtav Grünebaum den Titel eines kaiſerl. Rathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem dem Reichsgerichte als Hilfsämterleiter zugewie⸗ 
fenen Official des vormaligen Staatsrathes Karl Schwarzbek den Titel und 
Charakter eines Miniſterial⸗Hilfeämterdirectors tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Secretär der Centraldirection der k. k. Tabak⸗ 

< Jabrifen und Einlösämter Franz Riedl den Titel eines kaiſerlichen Rathes tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben eine im Haus-, Hof⸗ und Staatsarchiv neu ſyſtemiſirte 
Sectionsrathsſtelle dem mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes bekleideten 

erſten Archivar Paul Wocher verliehen. 

Seine Majeftät haben den Honorar⸗Legationsrath Joſeph Ritter v. Puß⸗ 
wald zum Legationsrath zweiter Kategorie, die Honorar⸗Legationsſeeretäre Leopold 
R. v. Zwierzina Rudolf Grafen Khevenhüller und Nikolaus Fürſten 
Wrede zu wirklichen Legationsſecretären ernannt. g 

Seine Majeftät haben dem Honorar⸗Legationsſecretär Leopold Freiherrn v. 
Gu denus eine beſoldete Attacheftelle verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Rang eines Sectionsrathes beklei⸗ 
deten Karl Freiherrn v. Münch⸗Bellinghauſen im Miniſterium des Aeußern 
anläßlich deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei 
verliehen und den Miniſterialconcipiſten daſelbſt Wilhelm Genotte Freiherrn v. 
Merkenfeld zum Hof- und Miniſterialſecretär ernannt und dem Hof⸗ und Minis 
ſterialconcipiſten Franz Riedl Ritter v. Riedenau den Titel und Charakter eines 
Hof⸗ und Miniſterialſecretärs taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Rudolf Ziegler in Baſſein zum 
unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Bezirkscommiſſäre Franz Olzewski und 
Albin Ritter v. Stroynowski, dann den Miniſterialconcipiſten des Ackerbau: 
miniſteriums Dr. Caſimir Grafen Badent zu Bezirkshauptmännern zweiter Claſſe 
in Galizien ernannt. fund 3 

Der Miniſter des Aeußern hat dem mit Titel und Rang eines Hof⸗ und 
Miniſterialconcipiſten bekleideten Joſeph Malfatti Ritter v. Monte⸗Tretto 
eine 5 Ministerium des Aeußern erledigte Hof und Miniſterkalconcipiſtenſtelle 
verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath Wilhelm Thürmann zum 
Vorſtand⸗Stellvertreter mit dem Titel und Charakter eines Finanzrathes beim Rech⸗ 
nungsdepartement der Finanz⸗Landesdirection in Lemberg ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Vincenz Schmied zum Ober⸗ I 


In Fr. Karafiat's Verlag in Brünn, in Wien bei Moriz Perles, Spiegel⸗ 
gaſſe 17 iſt ſoeben erſchienen und durch alle Buchhandlungen des In⸗ und Auslan⸗ 
des zu beziehen: 8 R 

Eifenbahn-Betriebs-Reglement 
für den Perſonen⸗ und Frachtenverkehr, unter kritiſcher Hinweiſung auf das alte 
öſterreichiſche und das Eiſenbahn Betriebs⸗Reglement Deutſchlands, dann auf 
das deutſche Hande sgeſetz ꝛc. ꝛc. populär erläutert von 
Jur. Dr. Max. Epſtein, 


Advocaturscandidat und Redacteur des „Brünner Handels⸗ und Gewerbeblattes“. 
Für Juriſten, Eiſenbahnbeamte, A 10 Juduſtrielle ſowie für jeden Ge⸗ 
ildeten. 
gr. 8. eleg. broſch. Preis 2 fl. ö. W. — 1 Thlr. 10 Sgr. 


| Im Verlage der C. G. Lüderitz'ſchen Verlagsbuchhandlung, Carl 

Habel in Berlin erſchien ſoeben, vorräthig in jeder Buchhandlung, 
in Wlen bei Moritz Perles, Stadt, Spiegelgaſſe 17: 
Materialien der Deutſchen Reichsverfaſſung. 


Sammlung 


ſämmtlicher auf die Reichs verfaſſung, ihre Eutſtehung und Geltung be⸗ 
züglichen Urkunden und Verhandlungen, einſchließlich insbeſondere der⸗ 
jenigen des conſtituirenden Norddeutſchen Reichtstages 1867. 


Auf Veranlaffung und Plangebung von Prof. Dr. Fr. v. Holzendorff 
herausgegeben von 
Dr. E. Bezold. 
Band I. 50 Bogen. gr. 8. Preis 6 fl. 


5 Das Werk, deſſen erſter Band ſoeben erſchienen iſt, wird drei Bände 
umfaſſen, welchen am Schluſſe ein vollſtändiges alphabetiſches Sach⸗ und ö 
Sprechregiſter wird beigegeben werden. Band II. und III., welche im Mann⸗ 
feript vollſtändig fertig find, befinden ſich unter der Preſſe und werdeu zu⸗ 
ſammen ausgegeben werden. Beſtellungen auf das complete Werk, ſo wie 
auf Band J. apart, nimmt jede Buchhandlung entgegen. 3 


Drucker. i der k. Wiener Zeitung. Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


